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Ich weise darauf hin, dass wir nach der Aussprache über die Beschlussempfehlung namentlich abstimmen werden.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Bundesminister der Verteidigung, Peter Struck, das Wort.

Dr. Peter Struck, Bundesminister der Verteidigung: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Afghanistan braucht Hilfe und wir wollen diese Hilfe heute beschließen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dafür ist das nachhaltige Engagement der internationalen Gemeinschaft erforderlich. Wir übernehmen heute zusätzliche Verantwortung.

Wir wissen, die Stabilisierung des Landes, die Festigung einer multiethnischen Regierung der nationalen Aussöhnung und die Schaffung von Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung und die gesellschaftliche Demokratisierung sind von zentraler Bedeutung für den Erfolg im Kampf gegen den internationalen Terrorismus. Dieser Kampf ist noch lange nicht beendet, wie der gestrige Vorfall vor unserem Lager in Kabul zeigt. Dort wurde ein Selbstmordanschlag mit inzwischen drei Toten verübt. Das heißt, die Lage ist äußerst instabil und sehr gefährlich für unsere Soldatinnen und Soldaten.

Unsere herausragende Rolle für die Zukunft Afghanis​tans wird vom Vertrauen der afghanischen Bevölkerung und der afghanischen Regierung getragen. Das spürt jeder, der sich in Kabul ein Bild von der Situation macht. Das hat übrigens auch Präsident Karzai während der 
Petersberg-Konferenz am 2. Dezember erneut hervorgehoben.

Wir verstehen unser Engagement in einem sehr umfassenden Sinne, weil Stabilität und Sicherheit im Lande nur durch ein umfassendes Herangehen gefördert werden können. Die Petersberg-Konferenzen, die wirtschaftliche Unterstützung unter dem Dach der Europäischen Union, der Aufbau der Polizei und der Anteil der Bundeswehr an der Sicherheitspräsenz in Kabul stehen für den deutschen Beitrag.

Unser Engagement geht weiter. Es ist schon Beeindruckendes geleistet worden. Doch 20 Jahre Bürgerkrieg und das grausame Erbe der Taliban können nicht in ein oder zwei Jahren bewältigt werden. Ohne fortgesetztes internationales Engagement kann es das afghanische Volk nicht schaffen. Es ist hierbei völlig unstreitig: In Afghanis​ tan wie in Bosnien-Herzegowina, im Kosovo und auch an anderen Orten, wo Gewalt und Zerstörung zu Hause waren, zeigt sich, dass mit Geld allein die Probleme nicht zu lösen sind, sondern nur mit internationaler, auch militärischer Präsenz.

Der Wiederaufbau von Polizei und Armee kann nicht über Nacht erfolgen. Die gewaltigen ethnischen und gesellschaftlichen Spannungen sowie die latente Gefahr der noch nicht vollständig besiegten Taliban werden die eigenen Möglichkeiten der afghanischen Regierung noch für geraume Zeit überfordern. Deshalb ist die Schaffung eines sicheren Umfelds für Aufbau und Stabilisierung unverzichtbar. Wir verhindern einen Rückfall in Zeiten der Unterdrückung und des Bürgerkrieges. Wir stellen sicher, dass Terroristen in Afghanistan kein sicheres Rückzugsgebiet und keinen Ausbildungsraum finden. Wir leisten einen wesentlichen Beitrag, um die Erfolgsaussichten der global operierenden radikalen Islamisten zu begrenzen. Wir tragen dazu bei, dass eine von vielerlei Krisen und Spannungspotenzialen geprägte Region nicht weiter destabilisiert wird.

Der Bundeswehr fällt dabei durch die Übernahme der anspruchsvollen Leitfunktion für ISAF zusammen mit unseren niederländischen Freunden ab Februar 2003 weiterhin eine besondere Rolle zu. Die Verstärkung auf bis zu 2500 Soldaten trägt dieser erhöhten Verantwortung Rechnung. Erstmalig wird dieser Einsatz auch durch die Bereitstellung ausgewählter Fähigkeiten der NATO unterstützt. Dies ist vielleicht ein erster Schritt zu mehr Verantwortung der NATO in Afghanistan und vielleicht ein Hinweis auf die Übernahme der Lead-Funktion durch die NATO nach Beendigung unserer Verantwortung.

Die Leistungen unserer Soldatinnen und Soldaten im Einsatz sind durchgehend beispielhaft.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)

Ich habe dies gerade erst wieder am vergangenen Wochenende während meiner Besuche bei unseren Soldaten in Dschibuti, Mombasa und Kuwait feststellen können. Diese Leistungen werden durch erstklassige Ausbildung, hohe Motivation und die Unterstützung der vielen in der Bundeswehr gewährleistet, die hier in Deutschland die internationalen Einsätze ermöglichen. Ich denke dabei gerade auch an die Familien unserer Soldatinnen und Soldaten, für die jeder Einsatz eine schwierige Zeit mit vielen persönlichen Belastungen darstellt. Ich spreche allen meinen Dank und meine besondere Anerkennung aus. 

(Beifall im ganzen Hause)

Vor zwei Wochen habe ich an dieser Stelle deutlich gemacht, dass sich die Weiterentwicklung der Reform der Bundeswehr noch konsequenter als bisher an dem wahrscheinlichsten Einsatzspektrum unserer Streitkräfte ausrichten muss. Seit Jahren bestimmen vorrangig Aufgaben im Rahmen der internationalen Konfliktverhütung und der Krisenbewältigung die Einsatzrealität der Bundeswehr. Dies muss sich in Strukturen, Umfängen, Fähigkeiten und Ausrüstung niederschlagen; sonst wird die Bundeswehr wegen struktureller und materieller Defizite immer wieder an die Grenzen der Belastbarkeit geführt. 

Genau diesen Weg habe ich mit ersten Entscheidungen zu verschiedenen Beschaffungsvorhaben eingeleitet. Weitere mittelfristige Weichenstellungen werden, wie angekündigt, im Frühjahr erfolgen. Unsere Überlegungen gehen von der Annahme aus, dass der Schwerpunkt der Aufgaben der Bundeswehr auf absehbare Zeit im multinationalen Einsatz und jenseits unserer Grenzen liegen wird. Die Verteidigung an den Grenzen unseres Landes ist glücklicherweise zu einer unwahrscheinlichen Option geworden. 

Um zu verdeutlichen, worum es wirklich geht, habe ich davon gesprochen, dass unsere Sicherheit auch am Hindukusch verteidigt wird. Deutschland ist sicherer, wenn wir zusammen mit Verbündeten und Partnern den internationalen Terrorismus dort bekämpfen, wo er zu Hause ist, auch mit militärischen Mitteln. Unsere Sicherheit wird größer, wenn sich die Bundeswehr mit Erfolg am Wiederaufbau unter demokratischen Vorzeichen auf dem Balkan und in Afghanistan beteiligt, indem sie hilft, dort das dringend benötigte sichere Umfeld zu schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wo wären wir denn heute in Europa, wenn die Bundeswehr sich nicht über Jahre im multinationalen Verbund im kriegs- und bürgerkriegszerrissenen Südosteuropa engagiert hätte?

Ein zeitgemäßes Verständnis von Sicherheit und Verteidigung hat zum Ziel, Bedrohungen und Krisen durch gemeinsames Handeln auf Distanz zu halten. Verteidigung heute umfasst mehr als Verteidigung an den Landesgrenzen, wobei Landesverteidigung grundsätzlich auch weiterhin möglich sein muss. Aber zeitgemäße Verteidigung umfasst die Verhütung von Konflikten und Krisen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie umfasst die gemeinsame Bewältigung von Krisen. Sie umfasst ebenso die Krisennachsorge und die Beteiligung am Wiederaufbau und am Nation Building. Moderne Sicherheitspolitik heißt multilaterale Sicherheitsvorsorge im Rahmen der Vereinten Nationen, der NATO, der Europäischen Union und der OSZE.

Diese moderne Sicherheitspolitik lässt sich geographisch nicht eingrenzen. Denn die Risiken und Bedrohungen in der heutigen Welt kennen keine Grenzen. Sie berühren uns auch über große Entfernungen hinweg. Wir sprechen hier – mit anderen Worten – nicht über ein tagespolitisches Szenario, sondern über einen grundlegenden Wandel der sicherheitspolitischen Lage seit dem Ende des letzten Jahrhunderts. Verteidigung heute ist Wahrung unserer Sicherheit, wo immer diese gefährdet ist. Es geht darum, den Herausforderungen für die Sicherheit zu begegnen, „aus welcher Richtung diese Herausforderungen auch kommen mögen“, wie es im Gipfelkommuniqué der NATO von Prag heißt. Wir müssen uns gegen äußere Bedrohungen, die, wie im Falle des internationalen Terrorismus, im Inland auftreten können, genauso wie gegen die akuten Risiken schützen können, die sich im weiteren internationalen Umfeld ergeben.

Aus diesen Gründen wird der Bundestag heute für eine Fortsetzung des Bundeswehrengagements in Afghanistan stimmen. In Afghanistan tun wir das, was der Verantwortung Deutschlands, was unseren Möglichkeiten und unseren Sicherheitsinteressen entspricht, genauso wie auf dem Balkan und am Horn von Afrika – gemeinsam mit unseren Partnern und Freunden.

Meine Damen und Herren, als Bundesminister der Verteidigung bin ich den Fraktionen des Hauses außerordentlich dankbar, dass wir dieses schwierige Mandat in Afgha​ nistan mit einer sehr großen Zustimmung aller Fraktionen im Parlament beschließen werden. Darauf haben unsere Soldatinnen und Soldaten einen Anspruch, die eine schwierige Arbeit tun, denen ich auch von hier aus noch einmal ein frohes und gesundes Weihnachtsfest wünsche und denen ich sage: Kommen Sie alle gesund nach Hause!

(Beifall bei allen Fraktionen)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort dem Kollegen Friedbert Pflüger, CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vorgestern hat im Auswärtigen Ausschuss der Kollege Volmer von den Grünen gesagt: Die Grünen stimmen der Verlängerung des Mandats selbstverständlich zu.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS​ -
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben uns angesichts der Geschichte der Grünen auf diesem Gebiet über dieses „selbstverständlich“ etwas gewundert.

(Unruhe beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir stimmen im Ergebnis völlig zu. Auch wir sind der Meinung, dass dieses Mandat verlängert werden sollte. Selbstverständlich ist das für uns allerdings nicht, Herr Kollege Volmer.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Un​ ​ ruhe beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn wir müssen bei einem so großen und risikoreichen Engagement sehr sorgfältig und sehr genau die Interessenlage unseres Landes und die Sicherheitslage für unsere Soldaten analysieren. Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass man vor einem solchen Engagement, das den Steuerzahler sehr viel Geld kostet, die Dinge wirklich ganz genau untersucht und nicht sagt: Wir sind selbstverständlich dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU – Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das war ein guter Einstieg!)

Entscheidend ist in der Tat das, was der Kollege Struck eben völlig zu Recht ausgeführt hat, nämlich die Frage, wie es um die deutschen Sicherheitsinteressen steht. Wir dürfen nicht vergessen: In Afghanistan hat der Terrorismus seinen Anfang genommen. Al-Qaida, Osama Bin 
Laden und der 11. September verbinden sich mit Afghanistan. Deshalb ist es wichtig, dass wir in Afghanistan nicht nur den al-Qaida-Terror militärisch bekämpften, sondern dass wir auch dafür sorgen, dass dem Terrorismus der Nährboden durch die Arbeit unserer humanitären Hilfsorganisationen entzogen wird, die unmöglich wäre, wenn nicht die Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe unter Beteiligung der Bundeswehr die Aufbauarbeit schützen würde. 

Wir wissen aus dem Bericht der Vereinten Nationen, dass al-Qaida noch nicht zerschlagen ist, sondern dabei ist, neue Trainingscamps in Afghanistan aufzubauen. Wir wissen des Weiteren, dass es dort nach wie vor sehr aktive Kräfte und auch Waffenlieferungen gibt. Daher ist es ganz wichtig, dass sich die ISAF-Truppe aus Afghanistan nicht zurückzieht. Das wäre sonst ein nachträglicher Sieg der Taliban. Deshalb – darin stimmen wir alle überein – ist es unter dem Strich notwendig, die Mission in Afghanistan fortzusetzen. 

Siba Shakib – sie ist eine Deutsch-Perserin und hat das fabelhafte Buch „Nach Afghanistan kommt Gott nur zum Weinen“ geschrieben; es geht in diesem Buch um die Geschichte von Shirin Gol, einer afghanischen Frau, die die ganzen Kriegs- und Bürgerkriegswirren miterlebt hat; das ist ein sehr bestürzendes und bedrückendes Buch – sagt uns: Wenn ihr Afghanistan verlasst, dann wird die ganze Welt daran Schaden nehmen, weil sich der Terrorismus hier wieder regruppieren kann und neue Bedrohungen von ihm ausgehen werden.

Wir alle wissen doch – das wird von BKA, Bundesnachrichtendienst und Verfassungsschutz immer wieder unterstrichen –: Deutschland ist inzwischen nicht nur Ruhe- und Vorbereitungsraum, sondern auch ein mög​ licher Zielort für den Terrorismus geworden. Deshalb ist es wahr: Wenn es in Afghanistan keine Sicherheit gibt, wenn es dort keinen Wiederaufbau gibt, wenn wir uns dort zurückziehen, dann leidet auch die Sicherheit in unserem Land. Deshalb stimmen heute CDU und CSU der Verlängerung des Mandats zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP)

Wir müssen anerkennen, dass es eine Reihe von wirklichen Fortschritten in Kabul gibt, die aber brüchig sind und an denen deshalb weitergearbeitet werden muss, damit sich die dortige Lage stabilisiert. Wir haben bei un​ serem kurzen Besuch in Kabul – auch die Kollegen Kossendey und Raidel sowie Kollegen von anderen Fraktionen waren dabei – eine Reihe von wirklichen Fortschritten gesehen: dass man zum Beispiel ohne Angst und Terror endlich wieder vernünftig leben kann, dass sich Frauen auf der Straße wieder alleine bewegen können, dass sie die Burka, die der totalen Verschleierung der Frauen dient, nicht mehr tragen müssen, dass in den Fußballstadien wieder Fußball gespielt wird und keine Menschen mehr exekutiert werden. Wir haben aber auch Fortschritte im täglichen Leben festgestellt. Es gibt wieder Handel auf den Straßen. Wir haben gesehen, dass wieder Felder angelegt werden und dass Häuser gebaut werden. Man muss bedenken, dass Kabul zu großen Teilen völlig zerstört ist. Ein bisschen stelle ich mir so unsere deutschen Großstädte 1945 vor. Jetzt sieht man, dass es zwischen den Ruinen erste Ansätze eines Wiederaufbaus gibt. Auch Mädchen können wieder in die Schule gehen. Frauen können wieder berufstätig sein. Das alles war unter der Herrschaft der Taliban nicht möglich. Das alles alleine zu lassen und nicht mehr abzusichern wäre ein großer Fehler.

Die deutschen Hilfsorganisationen, die Nichtregierungsorganisationen – wir haben mit ihnen gesprochen – leisten dort eine fantastische Arbeit. Ich nenne nur: Welthungerhilfe, Kinderwerk, Caritas, Misereor, Shelter Now, Malteser, Minenräuminitiativen, German Medical Service, aber auch THW-Freiwillige, Deutscher Entwicklungsdienst, Deutscher Akademischer Austauschdienst, GTZ, Goethe-Institut und BKA, das dort ein großes Polizeiprojekt durchführt. Dort findet also viel statt, auch mithilfe von privaten Spendern. Durch die Bank beschwören uns alle: Bleibt hier! Helft uns, dieses Land zu stabilisieren! 

Dieses Land hat es verdient. Es ist kein Fass ohne Boden. Es gibt dort eine Führungsschicht, die dankbar das aufgreift und selbst daran arbeitet, das Land nach vorn zu bringen. 

Das unterstützen wir in diesem Parlament, glaube ich, über alle Parteigrenzen hinweg. Herzlichen Dank den Hilfsorganisationen, die dort wirklich eine gefährliche und aufopferungsvolle Arbeit leisten!

(Beifall im ganzen Hause)

Das ist nicht nur aus humanitären Gründen notwendig. Terrorismusbekämpfung – ich wiederhole das – muss immer auf zweierlei Weise erfolgen. Sie muss mit militä​ rischen, polizeilichen und geheimdienstlichen Mitteln erfolgen, aber auch dadurch, dass man dem Terror den Nährboden nimmt. Es geht um den Nährboden, der aus Ungerechtigkeit, Not, Würdelosigkeit und Unbildung wächst. Diesen Nährboden zu bekämpfen liegt ebenfalls im Sicherheitsinteresse von uns hier in Deutschland.

Ich habe dort eine Afghanin getroffen – ich möchte das einfach einmal erzählen, damit man einen Eindruck gewinnt –, Mitte 40, würde ich schätzen. Sie hat in Oxford studiert und dort auch einen Doktortitel erworben. Sie arbeitet in Afghanistan in einer Frauenbewegung und sagt: Wir müssen in dieser Gesellschaft, die tief konservativ-islamisch geprägt ist, aufklären. Wir müssen ihr klar machen, dass auch Mädchen und Frauen arbeiten dürfen. Das ist ein gewaltiges Potenzial, das hier völlig brachliegt. 
– Sie berichtet, dass die Männer auf Folgendes verweisen: Die Taliban sagen, Frauen müssten zu Hause bleiben; Frauen dürften keine Bildung und keinen Beruf haben. – Diese Afghanin sagt deshalb: Unser aller Aufgabe ist es, diesen extremistischen Kräften deutlich zu machen, dass der Islam und der Koran durchaus die Möglichkeit vorsehen, dass Frauen ausgebildet werden und arbeiten. Wir dürfen die Interpretation des Koran und des Islam nicht den Taliban und anderen extremistischen Kräften überlassen.

Das ist richtig, meine Damen und Herren: Niemals dürfen wir diese extremistischen Taliban-Kräfte und diese 
al-Qaida-Kräfte mit dem Islam und mit dem Koran im Ganzen in einen Topf werfen. Das sind ganz unterschiedliche Dinge. Das festzuhalten ist für unseren weiteren Kampf gegen die terroristische Bedrohung ganz wichtig.

Ich komme nun zu einem Punkt, von dem wir finden, dass die Bundesregierung hier bisher nicht genug gemacht hat, nämlich die Entwicklung eines politischen Gesamtkonzepts.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Wir haben Petersberg I und II gehabt, wir haben Geberkonferenzen gehabt. Wichtig ist jetzt, dass die Stabilisierung, die im Großraum Kabul erfolgt ist, auf das Land insgesamt übertragen wird, dass man auch in den anderen Regionen Afghanistans spürt: Hier wird stabilisiert. 

Uns interessiert, zu erfahren: Was ist Ihr Konzept dafür? Wir wollen ja nicht auf alle Ewigkeit in Afgha​ nistan bleiben. Irgendwann müssen die Afghanen selbst für ihre Sicherheit sorgen. Wie also kann man die Lage außerhalb Kabuls stabilisieren? Wie kann man die 
Paschtunen, die größte Volksgruppe, besser in den Prozess einbinden, auch um zu verhindern, dass sie wieder zu den Taliban überwechseln? Wie kann man vor allem ein konsequenteres Vorgehen gegen den massiven Drogen​ anbau organisieren? Durch den Drogenanbau entsteht immer noch oder wieder ein Einkommen von 1,2 Mil​ -
li​ arden Euro für die Leute. Die Summe der Hilfsmittel, die bisher von der Welt bezahlt worden sind, ist ein bisschen größer; sie beläuft sich auf 1,3 Milliarden Euro. Der Drogenhandel hat also nach wie vor ein ungeheures Gewicht in Afghanistan. Was tun wir eigentlich dagegen?

Die Frage des ökonomischen Wiederaufbaus ist von großer Bedeutung. Präsident Karzai hat uns gesagt: Vor allem müssen Straßen gebaut werden, damit man von der Zentrale auch wieder in die Regionen des Landes kommen kann.

Wenn bei den Afghanen die Hoffnung auf einen baldigen Wiederaufbau schwindet, dann wird es schwierig, dieses Land wieder zu stabilisieren. Deshalb mahnen 
wir bei der Regierung ein Gesamtkonzept an, mit der 
Perspektive, Afghanistan zu stabilisieren und unseren Soldaten eine Möglichkeit zu geben, dieses Land in absehbarer Zukunft wieder zu verlassen.

Meine Fraktion hat am Mittwoch in den Ausschüssen die Bundesregierung sehr genau zu den militärischen Aspekten der Sicherheit und des Schutzes befragt. Denn es ist unsere Aufgabe als Opposition, uns hinsichtlich unseres Einsatzes für den Schutz unserer Soldaten in 
Afghanistan von niemandem übertreffen zu lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kollege Christian Schmidt wird dazu gleich einige ausführlichere Angaben machen.

Ich möchte für meine Fraktion Folgendes sagen: Der Bundeswehreinsatz in Afghanistan ist ohne jeden Zweifel risikoreich; wäre er das nicht, bräuchte man dort keine Soldaten. Deswegen ist es für unsere Zustimmung sehr wichtig, dass die Bundesregierung im Ausschuss erklärt hat und von hohen Militärs darin bestätigt wurde, dass alle Vorkehrungen zum Schutz unserer Soldaten getroffen worden sind. Wir als Abgeordnete können uns nur ein Bild durch einen kurzen Besuch vor Ort machen. Wir haben keinen eigenen Geheimdienst. Wir sind auf das angewiesen, was uns die Soldaten vor Ort, die militärische Führung und letztlich in der politischen Bewertung die Bundesregierung sagen. Deshalb müssen wir auf ihre 
Angaben vertrauen.

Ich halte fest: Sie haben uns in den Ausschüssen zugesichert, dass – trotz der Häufung von Anschlägen und Raketenbeschuss auf Kabul und trotz des Attentats von gestern – das vorhandene Gerät zum Schutz unserer Soldaten ausreichend sei; alle Wünsche der militärischen Führung und auch der Militärs vor Ort seien berücksichtigt worden. 

Wir sind ein bisschen irritiert, Herr Minister, durch eine gewisse Diskrepanz. Wir haben im Ausschuss gehört, es gebe nur noch ein Restrisiko und ansonsten habe sich die Lage sehr stabilisiert. Sie dagegen sagten in einem 
Interview in der „Berliner Zeitung“ von gestern, die Lage sei „äußert instabil und gefährlich“. – Wir bitten Sie doch sehr, Herr Minister Struck, diesen Widerspruch in der Bewertung aufzuklären. Zwischen Restrisiko und äußerst instabiler und gefährlicher Lage besteht ein Unterschied. Wir wären dankbar, wenn Sie uns darüber jetzt Aufklärung geben würden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir, die Union, haben in den Ausschüssen und auch schon in den Beratungen, die wir in Kabul mit den dortigen Militärs hatten, großen Wert darauf gelegt, dass es detaillierte Notfallpläne für den Fall einer dramatischen Zuspitzung der Lage gibt. Die Menschen in Kabul reagieren freundlich auf die ISAF-Truppen. Das sieht man an jeder Ecke. General Schlenker, der dort das Kommando hat, berichtet von einer 98-prozentigen Zustimmung. Wenn unsere Soldaten patrouillieren – sie sind inzwischen 11000 Patrouillen gefahren, vor allen Dingen mit den Wieseln, diesen kleinen gepanzerten Fahrzeugen, mit denen sie durch die Stadt fahren –, dann spüren sie, dass sie über​ all positiv aufgenommen werden. Trotzdem stellt sich die Frage: Kann man dem angesichts all der Erfahrungen, die wir mit den Warlords und den konkurrierenden Gruppen und Clans in Afghanistan gemacht haben, vertrauen? 

Deshalb ist so ein Notfallplan von großer Wichtigkeit. Die Bundeswehr – so hat die Bundesregierung zuge​ sichert – hat einen solchen Notfallplan mit allen ISAF-Partnern erarbeitet. Er sieht in einem solchen Notfall die Evakuierung von 15000 Personen innerhalb von fünf Tagen vor. Wir hoffen nicht, dass es dazu kommt; aber wir sind es unseren Soldaten und ihren Familien schuldig, dass es solche Notfallpläne gibt. Ich bin dankbar dafür, dass Sie auf unser Drängen hin einen solchen klaren Notfallplan in den Ausschüssen erläutert haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wichtig war uns, dass die Bundesregierung uns zusichert, dass die Amerikaner, von deren Hilfe ISAF- und Zivilpersonal in Afghanistan in Notfallsituationen abhängig sind, auch im Falle eines Irakkrieges nicht den Um-
fang ihrer Streitkräfte reduzieren oder Spezialkräfte aus 
Afghanistan abziehen. Es war ja ein Verdacht, der naheliegt, dass im Falle einer Zuspitzung der Situation im Irak Kräfte abgezogen werden und unsere Soldaten und unser Zivilpersonal plötzlich in eine ganz andere Sicherheitslage geraten. Hier gibt es vonseiten der Bundesregierung die klare Zusicherung, dass dies nicht geschehen wird. Vor dem Hintergrund dieser Zusicherung sind wir der Meinung, dass es verantwortbar ist – allerdings nicht selbstverständlich, Herr Kollege Volmer –, der Verlängerung dieses Mandats zuzustimmen. 

Wir wünschen den Soldaten, den Vertretern der Nichtregierungsorganisationen und dem Zivilpersonal, das dort Großartiges leistet, eine frohe Weihnacht, ein friedliches Weihnachtsfest und ein gutes neues Jahr mit dem Rückenwind und der Unterstützung aus dem ganzen Deutschen Bundestag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollegen Winfried Nachtwei, Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zur Vorbereitung der heutigen Entscheidung besuchten die Obleute des Verteidigungsausschusses und des Auswärtigen Ausschusses vor einigen Wochen zusammen mit dem Außenminister Kabul. Wir sahen überall die Spuren des Albtraums des Krieges und ein Meer grauer, zerstörter Häuser. Dazwischen aber waren Marktstände, kleine Werkstätten, ja sogar Fahrradparkplätze. Sie waren ein Zeichen des sich wieder entwickelnden Lebens. Aber wir sahen auch Slalomsperren, Checkpoints und viele Bewaffnete, Zeichen der noch immer vorhandenen Gewalt.

Vor einem Jahr beschloss der Bundestag die Teilnahme der Bundeswehr an der Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afghanistan. Die PDS-Fraktion lehnte diesen Beschluss damals als Fehlentscheidung ab und bezeichnete ISAF als bloße „Leibwache der neuen Regierung“. Schon lange, aber heute erst recht können wir Folgendes feststellen: ISAF und die Bundeswehr haben ihren Auftrag voll und bestens erfüllt. In Kabul wurde dazu beigetragen, dass es dort nun ein einigermaßen sicheres Umfeld gibt und dass erste Fortschritte beim Staatsaufbau und bei der Wiederherstellung eines öffentlichen und 
zivilen Lebens gemacht werden konnten. Ohne ISAF wäre dies undenkbar gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Der bisherige ISAF-Erfolg war keineswegs sicher. Er wurde unter anderem aus folgenden Gründen möglich: Vor Ort sind 5 000 ISAF-Soldaten stationiert, von denen aber nur ungefähr 1 000 auf der Straße, also auf Patrouille, zu sehen sind. Wenn man sich das vorstellt, kommt man zu dem Ergebnis, dass dies in einer unberechenbaren Millionenstadt mit vielen Tausenden von Bewaffneten eigent​ lich ein extremes Missverhältnis ist. 

ISAF konnte vor allem auf zwei Säulen Autorität und Akzeptanz herstellen. Erstens war dies aufgrund der eigenen überlegenen Bewaffnung und Ausstattung möglich, wobei auffällt, wie verhältnismäßig das Auftreten und die Bewaffnung sind. Zweitens ging es um eine Strategie des Kontakts, der Offenheit und der Vertrauensbildung, wodurch wirksam Vertrauen zur Bevölkerung geschaffen werden konnte. 

Die ISAF-Präsenz würde auf Dauer allerdings völlig ins Leere laufen und verpuffen, wenn sie nicht mit umfassenden Wiederaufbauanstrengungen einhergehen würde. Von diesen möchte ich nur zwei, die die unmittelbare Sicherheit betreffen, ansprechen. Erstens. Afghanistan ist das am dichtesten mit Minen verseuchte Land der Erde. 
Sicherheit und Wiederaufbau sind ohne beschleunigte Minenräumung unmöglich. Hierzu leistet zum Beispiel das „Mine Detection and Dog Center“ einen hervorragenden Beitrag. Allein dieses Zentrum beschäftigt 1 200 Mitarbeiter und verfügt über ungefähr 210 Minenhunde. So etwas gibt es weltweit nicht noch einmal. Die Bundesrepublik trägt 50 Prozent des Etats dieser vorzüglichen Organisation.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Die Schlüsselfrage des Friedensprozesses ist, wie die fragile Sicherheit in Kabul stabilisiert und auch landes

weit gefördert werden kann. Eine ISAF-Ausdehnung würde ein Vielfaches der bisherigen Truppenstärken erfordern und die Anforderungen an Führung, Logistik usw. potenzieren. Dazu sind die Mitglieder der Staatengemeinschaft eindeutig nicht bereit. Umso wichtiger ist deshalb die Förderung von afghanischen Sicherheitsstrukturen, das heißt die Hilfe beim Aufbau einer afghanischen 
Armee und einer afghanischen Polizei. 

Die Mitglieder des Verteidigungsausschusses hatten Gelegenheit, die afghanische Polizei vor Ort – leider ohne Presse, sodass dies der Öffentlichkeit nicht so bekannt ist – zu besuchen. Sie alle wissen aber, dass die Bundesrepublik die internationale Führungsverantwortung beim Aufbau der afghanischen Polizei übernommen hat. Es ist schon erstaunlich, was zwölf Beamte vom BGS und von den Länderpolizeien inzwischen bewirkt haben 
– sie haben eine koordinierende und beratende Funktion –, insbesondere bei der Ausbildung von Polizisten. 

Das Technische Hilfswerk hat binnen kürzester Zeit zum Wiederaufbau der Polizeiakademie von Afghanistan beigetragen. Dort werden 1 400 Polizeischüler nicht nur aus Kabul, sondern aus dem ganzen Land auf ihre künftige Tätigkeit vorbereitet. Diese Polizeischüler wurden zuvor getestet und durchgecheckt. Das ist ein enorm wichtiger Schritt in Richtung eigenständiger Sicherheitsstrukturen. 

Die Bundesregierung beantragt nicht nur die Fortsetzung der deutschen ISAF-Beteiligung für ein Jahr, sondern auch fast eine Verdoppelung des Kontingents. Der Einsatz kostet 410 Millionen Euro. Für die Soldaten ist er nicht nur äußerst strapaziös, sondern auch sehr riskant. Deshalb haben die Steuerzahler und die Soldaten selbstverständlich das Recht auf eine sorgfältige und genaue Begründung dieser Auftragsverlängerung und -erweiterung.

In Afghanistan geht es nicht um unmittelbare Interessen der Bundesrepublik, nicht um eine Art erweiterte Landesverteidigung, nicht um ökonomische Interessen. Weil Afghanistan aber der zentrale Ausbildungs- und Rückzugsraum für internationale Terrorismusstrukturen war, ist die Stabilisierung Afghanistans von zentraler Bedeutung für die Bekämpfung des internationalen Terrorismus und damit für die internationale Sicherheit. Insofern hat die Bundesrepublik ein hohes mittelbares Interesse an dem Friedensprozess in Afghanistan. Hinzu kommt: Die Bundesrepublik kann in besonderer Weise dazu beitragen, weil sie im Unterschied zu vielen anderen Mächten als unbelastet gilt und historisch nicht in die egoistische Macht- und Interessenpolitik auf Kosten Afghanistans verwickelt war. 

Das deutsche Kontingent ist außerdem längst zentra​ -
le Stütze von ISAF und deshalb unverzichtbar. Aus der 
Leistung im Laufe des ersten Einsatzjahres ergab sich 
der internationale Auftrag an die Bundesrepublik, die Führungsrolle und damit die militärische Gesamtverantwortung für ISAF zu übernehmen. Vor einem Dreivierteljahr wäre das nicht möglich gewesen. Inzwischen steht mit dem Stab des ersten deutsch-niederländischen Korps aus Münster eine geeignete multinationale Führungsorganisation zur Verfügung, an der insgesamt 19 Nationen 
beteiligt sein werden. Die NATO leistet bei der Truppenstellung und Aufklärung Unterstützung. Die US-Streitkräfte haben Unterstützung für einen schlimmsten Fall zugesagt. 

Man muss – entgegen allen Unterstellungen – hinzufügen, dass dieser deutsche Einsatz keine Ausgleichsleistung für unsere Nichtteilnahme an einem möglichen Irakkrieg ist. Diese Auftragsfortsetzung und -erweiterung ergibt sich aus der Notwendigkeit und der Leistung vor Ort und aus nichts anderem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)

Das sind die entscheidenden Aspekte, warum wir den neuen Auftrag für die deutsche ISAF-Beteiligung für unbedingt notwendig und trotz erheblicher Risiken für verantwortbar halten. Wir treffen diese Entscheidung – Kollege Pflüger, das haben Sie verfolgen können – deshalb in keiner Weise routiniert, aufgrund der von mir vorgetragenen Argumente aber selbstverständlich. Deshalb stimmt meine Fraktion dem Antrag der Bundesregierung geschlossen zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)

Abschließend möchte ich den Soldatinnen und Soldaten einen erfolgreichen Einsatz wünschen. Ich hoffe, dass sie und ihre Angehörigen, die indirekt betroffen sind, diesen schweren Einsatz im nächsten halben Jahr wohlbehalten überstehen. Ich wünsche mir vor allem, dass dieser Einsatz durch einen möglichen Irakkrieg, der die Situation wieder verschärfen würde, nicht konterkariert wird.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollegen Harald Leibrecht, FDP-Fraktion. 

Harald Leibrecht (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit Afghanistan haben wir jahrelang Begriffe wie Menschenrechtsverletzungen, Unterdrückung, Entrechtung der Frauen und Unterstützung des internationalen Terrorismus verbunden. Erst durch das entschlossene Handeln unserer amerikanischen Freunde und deren Verbündeter konnten dort das Schreckensregime der Taliban und damit auch die al-Qaida weitgehend beseitigt werden. Heute können die Menschen in diesem geschundenen Land, in Afghanistan, nach mehr als zwei Jahrzehnten endlich wieder Hoffnung schöpfen. 

Doch ist das Land weit von dem entfernt, was wir Normalität nennen. Unverändert haben heute noch viel 
Afghanen Angst vor Gewalt. Außerhalb Kabuls besteht durchaus Kriegszustand und die politische Lage ist nach wie vor absolut fragil. Tausende von Minen fordern täglich unschuldige Opfer. An vielen Orten bekämpfen sich die Regionalherrscher mit verfeindeten Clans. Durch diese Machtkämpfe werden die wichtigen Integritätsprozesse in Afghanistan behindert. Darüber hinaus befinden sich mit sehr großer Wahrscheinlichkeit versprengte Talibankämpfer in Kabul und in den umliegenden Bergen. 
Al-Qaida soll sich im Osten Afghanistans sogar wieder neu formieren und dort Ausbildungslager für Terroristen einrichten. Es steht deshalb außer Frage, dass wir der Stabilisierung des Landes und der Region wegen Präsident Karzai weiter aktiv stärken. 

Trotz erkennbarer Defizite in dem einen oder anderen Bereich erfüllen unsere Einsatzkräfte ihre wichtige Aufgabe dort ganz hervorragend. Ihnen gebührt unser Dank und Lob.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU)

Unsere Soldatinnen und Soldaten genießen bei den meis​ ten Afghanen ein sehr hohes Ansehen. Jedoch dürfen wir uns davon nicht trügen lassen. Denn der Einsatz in Afghanistan birgt unverändert große Gefahren für Leib und Leben unserer Soldaten.

Vor einigen Wochen habe ich mit einer Gruppe afghanischer Diplomaten hier im Bundestag gesprochen. Auch während dieses Gesprächs wurde ganz deutlich, wie sehr die Menschen in Afghanistan auf die Hilfe der Völkergemeinschaften bauen. Sie sehen diese Hilfe mitnichten als eine Selbstverständlichkeit an. Sie baten darum, dass wir Deutsche ihnen auch in Zukunft mit humanitärer Hilfe zur Seite stehen und ihnen Hilfe zur Selbsthilfe geben.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Michael Glos [CDU/CSU])

Erste gute Schritte in diese Richtung sind getan. So ist die Mithilfe bei der Polizeiausbildung sicherlich ein sinnvoller Beitrag zur Stabilisierung der inneren Sicherheit von Afghanistan. Auch das Goethe-Institut engagiert sich unermüdlich, den Afghanen bei der Rückbesinnung auf ihre eigene Kultur zu helfen und nach Jahren der Unterdrückung zu ihrer eigenen Identität zurückzufinden. Der Aufbau der Verwaltungsstrukturen und der Bildungseinrichtungen ist hier ein durchaus wichtiger Ansatz. Das Ende der Diskriminierung der Frauen und Mädchen in der afghanischen Gesellschaft ist darüber hinaus von herausragender Bedeutung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des Abg. Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD])

Bei aller humanitärer und militärischer Hilfe dürfen wir niemals vergessen, dass Afghanistan ein selbstständiger Staat ist, der seine inneren Angelegenheiten letztendlich selber anpacken und lösen muss. Wir müssen diesem Land aus einer schwierigen Situation helfen, wir müssen es herausbegleiten und in eine Lage versetzen, in der es für sich selber sorgen kann. Wir müssen auch darauf Acht geben, dass wir nicht in den Geruch kommen, dieses Land und sein stolzes Volk zu bevormunden. Ich weiß, das ist auch nicht beabsichtigt.

Meine Damen und Herren, am Ende meines Beitrages möchte ich diese Debatte zum Anlass nehmen, um an die beiden deutschen Soldaten zu erinnern, die am 6. März dieses Jahres beim Entschärfen einer Rakete in Afghanis​ tan ums Leben gekommen sind. Deren Tod zeigt uns, welch große Verantwortung und welch große Gefahr solch ein Mandat mit sich bringt. Wir bekennen uns zu dieser Verantwortung und darum stimmen wir dem Antrag der Bundesregierung auf Verlängerung des ISAF-Mandats zu.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Kollege Leibrecht, ich möchte Ihnen zu dieser Ihrer ersten Rede herzlich gratulieren.

(Beifall)

Nun erteile ich das Wort Bundesminister Joseph Fischer.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Afghanistan-Konferenz anlässlich des Jahrestages der Petersberg-Konferenz hat klar gemacht, dass das politische Umfeld, die politische Lage, die diese langjährige Tragödie in Afghanistan hervorgebracht hat, nach wie vor existiert und dass es demnach zur internationalen Hilfe, zur politischen und zur militärischen Hilfe, zur Sicherheitsstabilisierung, zur Wiederaufbauhilfe keine Alternative gibt, wenn man nicht wieder in genau dieselbe Problemsituation zurückfallen will, die zu der Entwicklung geführt hat, mit der wir uns vor über einem Jahr auseinander setzen mussten.

Schauen wir heute, im Jahre 1 nach dem Ende des Kampfs gegen die Taliban, auf Afghanistan, können wir sagen: Es sind große Fortschritte gemacht worden. Heute können die humanitären Hilfsorganisationen wieder überall im Land arbeiten. Wenn diese Arbeit auch nach wie vor gefahrvoll bleibt, so kann sie stattfinden. Heute können wir feststellen, dass es zumindest regional an wichtigen Punkten gelungen ist, mit dem Wiederaufbau zu beginnen, dass zumindest im Großraum Kabul wieder so etwas wie Staatlichkeit entsteht, dass die Rechte der Frauen und die Rechte von Minderheiten wieder geachtet werden, dass die Taliban-Diktatur zerstört wurde. Das alles sind beeindruckende Fortschritte. Aber wir konnten uns davon überzeugen – wir waren mit einer Delegation in Afghanistan –, dass das Land von einem Zustand, den man mit allergrößtem Optimismus auch nur annähernd als Normalität bezeichnen könnte, nach wie vor weit entfernt ist.

Politisch müssen wir feststellen, dass vor allen Dingen die Problemstruktur, die Konfliktstruktur weiterhin exis​ tiert. Nach wie vor gibt es rivalisierende, widerstreitende, hoch gerüstete, unterschiedliche Interessen im Land; Kollege Pflüger hat die Warlords erwähnt. Nach wie vor ist es sehr wichtig, dass die Interessen der regionalen Anrainerstaaten, der regionalen Nachbarn nicht wieder kontraproduktiv nach Afghanistan hineinwirken, sondern in die Wiederaufbaubemühungen eingebunden werden. Deshalb hat Präsident Karzai für den 22. Dezember nach Kabul eingeladen, um eine Vereinbarung über gute regionale Nachbarschaft zu unterschreiben.

Nach wie vor besteht die Gefahr des Terrorismus, des Wiedererstarkens, der Reorganisation der Taliban in Verbindung mit der Refinanzierung durch organisierte Kriminalität, hier vor allen Dingen Drogenkriminalität. Nach wie vor besteht auch die Gefahr, dass al-Qaida sich dort reorganisiert und sich erneut Ausbildungszentren und Rückzugsräume eröffnet. Damit wird klar: Es gibt zum internationalen Engagement in Afghanistan keine Alternative, wenn wir die Lehren aus dem 11. September 2001 wirklich gezogen haben.

Ein zweiter Punkt in diesem Zusammenhang wurde bei der Reise auch klar: Ohne ISAF gibt es keinen Frieden und keine Stabilität, gibt es nicht den Ansatz eines Wiederaufbaus in Kabul.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Das heißt aber in der Konsequenz – davon konnten wir uns alle überzeugen, ob Angehörige der Koalition oder der Opposition oder der Bundesregierung –: Schon heute ruht die Hauptlast bei ISAF auf dem deutschen Kontingent. Das muss man wissen. Deswegen ist es so wichtig, dass wir heute eine Verlängerung des Mandats beschließen, damit diese sinnvolle, risikohafte, gleichzeitig aber alternativlose Arbeit an der Sicherung der Stabilisierung des Wiederaufbauprozesses in Afghanistan vorangehen kann. Ich denke, es ist klar, dass wir unseren Soldaten für dieses zweite ISAF-Mandat eine möglichst breite Unterstützung geben, denn ihre Arbeit ist gefahrvoll und risikoreich, wie gerade das gestrige Ereignis klar gemacht hat. Risiken sind nicht auszuschließen. Auch wenn alles für eine Risikominimierung getan wird – ich betone nochmals: es wird alles getan –, bleibt die Situation in Afghanistan ohne jeden Zweifel gefahrvoll. Das kann jeder, der dort war, schon nach dem ersten Eindruck vor Ort bestätigen. Aber diese Mission ist alternativlos und deswegen verdienen unsere Soldatinnen und Soldaten jede Unterstützung durch das deutsche Parlament.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP)

Zu Recht wurde die Frage nach der politischen Perspektive, nach einem politischen Lösungskonzept gestellt. Natürlich kann der Aufbau nicht auf Kabul, so wichtig Kabul auch ist, beschränkt bleiben. Gerade die Zerstörungen in Kabul nach dem Abzug der sowjetischen Truppen und dem Ende der Invasion durch die damalige Rote Armee haben klar gemacht, welche Bedeutung der Besitz von Kabul für jede afghanische Autorität hat. Es ist aber selbstverständlich: Der Zusammenhalt des Landes und der Wiederaufbau machen es notwendig, dass die Zentralregierung nicht nur auf die Region Kabul begrenzt ist. 

Zur Sicherung des ganzen Landes ist der Aufbau eines afghanischen Militärs von entscheidender Bedeutung. Ohne eine eigene afghanische Sicherheitskomponente wird die Zentralregierung langfristig nur eingeschränkt handlungsfähig sein. Das muss man klar sehen. Da wir eine demokratische Zentralregierung wollen – der Prozess für die Wahlen ist im Zusammenhang mit der Umsetzung des Petersberg-Abkommens angestoßen worden –, kommt diesem Aufbau eine ganz entscheidende Bedeutung zu. Daran arbeiten vor allen Dingen unsere Partner, allen voran die USA. 

An zweiter Stelle steht der Polizeiaufbau. Die Frage, wie wir den Drogenanbau besser bekämpfen können, ist nicht nur eine ökonomische und soziale Frage, sondern auch eine polizeiliche. Beim Aufbau polizeilicher Strukturen in Afghanistan leisten deutsche Polizeibeamte – das kann ich nur noch einmal unterstreichen – eine hervorragende Arbeit. Das wurde mir von internationalen Partnern auf bilateraler und auf VN-Ebene bestätigt. Ich möchte mich bei den Beamten wie auch beim Innenminister für diese Arbeit herzlich bedanken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)

Darüber hinaus gibt es ein vielfältiges Engagement der Bundesrepublik Deutschland, aber auch vieler anderer Partnerländer. Wir konzentrieren uns sehr stark auf die Hilfe beim Wiederaufbau des Bildungswesens. Ein Schwerpunkt dabei ist Kabul. Der Frage der Überwindung der Diskriminierung von Frauen und Mädchen gerade im Bildungsbereich kommt eine ganz besondere Bedeutung zu.

Die Arbeit – Kollege Pflüger hat sie zu Recht hervorgehoben – der vielen Nichtregierungsorganisationen, die vor allem im zivilgesellschaftlichen Bereich für den Wiederaufbauprozess unverzichtbar sind, muss man zusammenfügen. Man muss aber ehrlich hinzufügen: Es wird lange dauern. Bereits zum Kosovo haben wir uns schon oft gefragt, ob wir das im Kosovo jemals werden packen können. Ich glaube, Kollege Pflüger und alle anderen, die uns nach Afghanistan begleitet haben, wir können eines feststellen: Angesichts dessen, was wir in Kabul gesehen und erlebt haben, wissen wir, dass es ein sehr langfristiges Engagement wird. 

Der Kampf gegen den Terror hat immer zwei Elemente. Ein Element ist militärisch, polizeilich, geheimdienstlich. Dort, wo Terror existiert, wo sich Terrorismus organisiert, müssen seine Strukturen zerstört werden. Genauso muss aber auch der Nährboden, auf dem sich der Terrorismus entwickeln und aus dem er sich rekrutieren kann, trockengelegt werden. Das heißt Hilfe zum Nationenbauen. Das ist eine umfassende und sehr langfristige Aufgabe. Die Sicherungskomponente spielt dabei eine wesentliche Rolle, dennoch erschöpft sich diese Aufgabe nicht allein in der Sicherungskomponente. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Bundesregierung weiß sich deshalb beiden Aufgaben verpflichtet. 

Man muss der Ehrlichkeit halber sagen: Das wird ein sehr langfristiges Engagement sein. Das muss man wissen. Deswegen möchte ich mich bei allen, die heute dem neuen Mandat zustimmen – ich hoffe, es wird eine sehr breite Zustimmung hier im Hause geben –, recht herzlich bedanken. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich schließen. Ich sehe zur Erneuerung des Mandats keine Alternative. Das Mandat nicht zu erneuern hieße, dass der ISAF-Auftrag nicht erfüllt werden könnte. Er ist für den Frieden, den Wiederaufbau und die Stabilität in Afghanistan unverzichtbar. Es ist ein Auftrag der Vereinten Nationen. Er trägt zum Wiederaufbau der Nationen in Afghanistan bei. 

Deswegen: Alle, die dort eingesetzt sind, leisten eine gefahrvolle, aber unverzichtbare Arbeit. Ich möchte mich bei den Soldatinnen und Soldaten, aber auch bei allen anderen, die sich im Rahmen dieser gefahrvollen Arbeit für den Wiederaufbau einsetzen, ganz persönlich bedanken. Ich wünsche ihnen ein frohes Fest, ein gutes neues Jahr und gesunde Heimkehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollege Christian Schmidt, CDU/CSU-Fraktion.

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die „Süddeutsche Zeitung“ schreibt heute: „Der Ohne-Michel in Kabul“. – Ohne mich woanders, deswegen in Kabul. Dies ist ein Thema, über das wir heute auch reden müssen. 

Natürlich steht vorneweg die Erkenntnis – darüber sind wir uns hier im Hause einig –, dass eine internationale Sicherheitspräsenz in Afghanistan notwendig ist. Aber schon durch die Unterschiede im Titel – Kabul und Afghanistan – wird deutlich, dass hierin weitaus mehr Probleme liegen, als ab und an auf der Wegstrecke bis hierher, bis zum heutigen Tage dargestellt worden ist. 

Ich verstehe, dass man es in der Koalition ab und zu so darstellen muss, als würde es sich bei dem, was dort in Kabul stattfindet, um eine andere Form von Ferienbetreuungsprogramm handeln,

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer tut das denn?)

schon allein um die Grundeinstellung der Grünen, um die fehlende Achtung vor der Bundeswehr zu übertünchen und zu überdecken, Appeasement bis in die eigene Fraktion hinein zu betreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Verkrampfte Opposition!)

Kurz vor Schluss der Debatte wird dann gestern in der „Berliner Zeitung“ deutlich gemacht, wie die Wahrheit aussieht, dass dies nämlich ein extrem gefährlicher Einsatz ist. Ich kann dem Verteidigungsminister in der Bewertung, die er in diesem Interview gemacht hat, nur zustimmen. Am gestrigen Nachmittag unserer Zeit ist dies auch noch einmal deutlich untermauert worden. Tage vorher haben wir darüber geredet, dass der Eingang unseres Feldlagers Warehouse anders gestaltet werden müsse. Dies hat Gott sei Dank stattgefunden. Ich stelle fest, dass für den Schutz unserer Soldaten Erhebliches getan worden ist.

Aber wie wichtig und wie gefährlich es ist, mit Patro​ uil​ len durch Kabul zu fahren, ist deutlich geworden. Dies muss allen, wie wir hier sitzen, bewusst sein, wenn wir der Bundesregierung das Plazet dafür geben, dass sie diesen Einsatz verlängert, weil wir unsere internationale Verantwortung sehen. Wir tun dies im Bewusstsein, dass wir der Bundesregierung damit eine große Verantwortung auferlegen: dass sie dafür Sorge zu tragen hat, dass im Falle krisenhafter Zuspitzungen eine Evakuierungsmöglichkeit und in gewissem Rahmen auch eine Verteidigungsmöglichkeit besteht. Wir müssen fordern, dass die diesbezüglichen Vereinbarungen mit anderen Ländern eingehalten werden.

Es ist geradezu eine Ironie, dass man diejenigen, denen man anderswo vorwirft, sie wollten Abenteuer machen, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Hört, hört!)

nun dringend darum bitten muss, dass sie Transportkapazitäten zur Verfügung stellen, um im Notfall – –

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Michael Glos [CDU/CSU]: Die veranstalten auf der Regierungsbank einen Grünen-Parteitag!)

– Daran störe ich mich nicht, Herr Kollege Glos, denn entweder wird verfahrenswidrig von der Regierungsbank dazwischenredet oder geklatscht – was nicht erlaubt ist – oder es wird nicht zugehört. Aber dies ist halt so, so sind sie halt beieinander.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Uwe Küster [SPD]: Überhaupt kein Benimm, der Mensch! – Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Verantwortungsloses Pack! – Weitere Zurufe von der SPD)

– Ja, hören Sie einmal zu! Ich höre auch zu. 

Präsident Wolfgang Thierse: 

Herr Kollege Schmidt, darf ich Sie einen Moment unterbrechen?

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 

Jawohl, Herr Präsident. 

Präsident Wolfgang Thierse: 

Kollege Ramsauer, wir hatten uns in diesem Hause gelegentlich auf einen Stil geeinigt.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Aus gutem Grunde!)

Deswegen sind Zwischenrufe wie der von Ihnen, – „verantwortungsloses Pack“ in Richtung auf die Regierungsbank – zurückzuweisen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von der SPD: Pfui! – Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Das hat mit der Regierungsbank nichts zu tun!)

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 
Herr Präsident, ich möchte in meiner Rede fortfahren.

Das Spannungsverhältnis zwischen Kabul und dem restlichen Afghanistan zeigt, dass wir die Sicherheit in Afghanistan mit der ISAF-Präsenz allein überhaupt nicht garantieren können. Herr Minister, Sie haben in einer Bemerkung über das Thema Sicherheitspräsenz darauf hingewiesen. In der Sicherheitspräsenz liegt das Problem. Wir haben diese Woche die Frage diskutiert, ob es sinnvoll ist, die Aufgaben von ISAF zu ändern. ISAF, das heißt die Polizeischutzsicherungsgruppe in Kabul für die Regierung und den Flughafen in Kabul. Mehr ist das nicht. ISAF steht für die Sicherheitspräsenz in einem Land, dessen Größe der unseres Landes entspricht. Was die Bewegungsfreiheit in diesem Land und die Verschiedenheit der Bevölkerungsgruppen in diesem Land angeht, ist die Situation außerordentlich zersplittert. In diesem Land gibt es sehr viele Waffen. Außerdem gibt es dort sehr viele verschiedene Interessen und Völkerschaften.

Der Kollege der FDP hat darauf hingewiesen, dass uns im letzten UN-Bericht gewisse Reorganisierungen der Taliban und der al-Qaida angezeigt worden sind. Wenn es diese Reorganisierungen wirklich gibt, dann wird sich 
irgendwann die Frage stellen, welche Konsequenzen aus dem Engagement für die Sicherheit in Afghanistan – dieses Engagement ist hier mehrfach beschworen worden – zu ziehen sind. Zu klären wäre dann zum Beispiel die Frage, ob Enduring Freedom und ISAF noch zu trennen sind.

Natürlich ist es für uns gegenwärtig bequemer – gestatten Sie, dass ich das so sage; ich will das gar nicht he​ runterspielen –, beides zu trennen. Wenn die Entwicklung zeigt, dass die Aktivitäten der Regionalteams, die versuchen sollen, ohne deutsche Beteiligung in dem einen oder anderen Fall zu schlichten, nicht ausreichen, dann kann es in diesem Lande aufgrund von Auseinandersetzungen schneller zur Stunde der Wahrheit kommen, als uns allen hier lieb ist. 

Um es ganz klar zu sagen: Wir wollen das nicht. Nicht nur wegen der Burka, nicht nur wegen der Scharia, sondern auch, weil im Zusammenhang mit der Terrorbekämpfung die Stabilität der ganzen Region im Wesentlichen von Afghanistan ausgeht, wollen wir nicht, dass in Afghanistan gewisse Dinge wieder eintreten. Wer glaubt, es handele sich hierbei allein um eine Frage von „Nationen bilden“, der greift, sehr diplomatisch gesagt, sehr weit in die Zukunft. 

(Dr. Wolgang Schäuble [CDU/CSU]: Blau​ äugig!)

Diese Auffassung wird mehr von der Hoffnung als von der Erkenntnis der Realität getragen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)

Herr Karzai hat uns das afghanische Militär versprochen. Wer ist Herr Karzai? Es ist eine hoch reputierliche Persönlichkeit, die in Kabul Macht hat. 70 000 Mann 
allein werden die Sicherheit nicht garantieren. Wenn es in diesem Jahr zu Bewegung in Afghanistan kommt, dann muss man sich dem stellen.

Ich komme nun auf einen Punkt zu sprechen, der zu Beginn der Debatte eine Rolle gespielt hat. Es geht um die Frage, ob die Freiheit, die Sicherheit unseres Landes am Hindukusch verteidigt werden. Herr Minister Struck, Sie gestatten, dass ich sage: Ich hatte den Eindruck, dass Sie versuchen, das, was Sie in der Presseerklärung gesagt haben, ein bisschen „einzufangen“. Worauf können wir uns einigen? Die Bekämpfung des internationalen Terrors 
ist in der Tat ein Teil der Stabilität und damit auch der 
Sicherheit unseres Landes. 

Ganz weit vorausgedacht kann man sich die Frage stellen: Was wird am Hindukusch gemacht? Ich behaupte, dort wird nicht verteidigt, sondern es wird versucht, Stabilität zu erhalten. Das sind nämlich noch immer zwei Paar Stiefel. Landesverteidigung und Bündnisverteidigung sind vielleicht nicht mehr so aktuelle Fragestellungen, wie sie es vor 15 Jahren waren. Diese Fragestellungen sind deswegen aber nicht überflüssig geworden, auch wenn sie anders geworden sind. 

Hindukusch ist das eine, Hindelang und Hinterzarten sind das andere.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Gernot Erler [SPD]: Er kennt sich aus in Deutschland!)

Ob unser Land stabil und sicher vor Terror ist, ist ein Thema, dem sich Innen-, Außen- und Sicherheitspolitiker gemeinsam widmen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Beim Thema Struktur der Bundeswehr – darüber können wir heute an dieser Stelle nicht ausführlich diskutieren – werden wir uns bei einer Frage treffen, nämlich bei der Frage, inwieweit wir bereit sind, in unserem eigenen Land die Strukturen so zu verändern, dass die Bundeswehr nicht nur als Einsatzarmee zur Verfügung steht 
– das ist richtig und wichtig –, sondern dass auch ihr zweites Standbein, die Landesverteidigung, neu definiert wird. Wenn es stimmt und richtig ist – und es ist richtig –, dass an unseren Grenzen Verteidigung nicht mehr prioritär stattfinden muss, dann heißt das aber nicht, dass die Bundeswehr nur jenseits der Grenzen ein Augenmerk braucht; sie muss auch innerhalb der Grenzen ein stärkeres Augenmerk bekommen. Die Bedrohungen von außen und von innen gehen ineinander über. Das wird die Grundlage aller weiterer Planungen für die Bundeswehr sein müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn man sich die Frage stellt, was und wo man verteidigen muss, und wenn man über das Thema Terrorbekämpfung diskutiert, dann muss man auch die Frage nach Massenvernichtungswaffen stellen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Wenn man von den Vereinten Nationen Ende Januar hören sollte, dass Massenvernichtungswaffen unterwegs sind, wenn man – – 

(Zuruf des Abg. Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD])

– Entschuldigung, hören Sie doch mit diesem saudummen Zwischenruf auf! Das ist ein saudummer Zwischenruf! 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich muss das einmal deutlich sagen: Mir reicht es langsam, in welcher Art und Weise diese selbst ernannten Friedensapostel meinen, sie könnten hier etwas für sich pachten. Wir alle hier sind sehr dafür, dass in diesem Lande und auf der Welt Frieden bleibt. Sie sollten sich endlich mit solch dummen Bemerkungen zurückhalten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Die wollen doch unsere Zustimmung!)

Für den Frieden in der Welt tun diejenigen, die zum rechten Zeitpunkt bereit sind, Flagge zu zeigen mehr, als diejenigen, die damit schäbigen Wahlkampf führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP)

Damit eines völlig klar ist: Wer meint, ohne Mittel in Kabul mitspielen zu können und meint, deutsche Interessen dort, wo es notwendig ist, nicht vertreten zu müssen, wie zum Beispiel im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der muss sich die Frage stellen, ob er den Interessen unseres Landes gerecht wird. Ich kann Ihnen sagen: Er wird ihnen nicht gerecht. 

(Widerspruch bei der SPD und dem Bündnis 90/Die Grünen – Winfried Nachtwei [BÜND​ NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh je!)

Da Weihnachten vor der Tür steht, ein versöhnliches Wort zum Ende. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN: Oh!)

Den Soldaten in unserem Lande und in Afghanistan gehört natürlich unsere Solidarität. Sie müssen sich aber sicher sein, dass ihnen die Solidarität aller in diesem Hause gehört. Darüber hinaus müssen sie wissen, dass sie so bald wie möglich, wenn es die Situation zulässt, wieder zurückgeholt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Antwort auf diese Fragen steht noch aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort dem Kollegen Gerd Höfer, SPD-Fraktion.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Er entschuldigt sich jetzt für seinen Kollegen!)

Gerd Höfer (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist sehr erstaunlich, welche Emotionen eine Debatte über einen friedenserhaltenden Einsatz in Kabul lostreten kann. Es ist erstaunlich, Herr Kollege Schmidt, wie man allein durch den Begriff „Frieden“ so gereizt werden kann, wie das bei Ihnen gerade der Fall war. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: „Kriegstreiber“ hat er gesagt! – Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Er hat von Krieg gesprochen!)

– Herr Pflüger, ich saß etwas näher dran als Sie. Ich konnte diese Dinge sicherlich mithören.

(Zurufe von der CDU/CSU: Was hat er denn 
gesagt? – Sagen Sie, was er gesagt hat! – 
Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Herr Präsident, machen Sie einen Ordnungsruf! – Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

– Sie werden mit Ihren dauernden Zwischenrufen alles erreichen, nur zwei Dinge nicht: Erstens kriegen Sie mich nicht aus der Ruhe und zweitens will ich Dinge nicht wiederholen, die Sie aufgeregt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aus gutem Grund!)

Ich will Sie darauf hinweisen, dass man bei der Beantwortung der Frage, wie man Frieden definieren und wie man ihn erreichen kann, verschiedene Wege gehen kann. Einer dieser Wege ist derjenige, der jetzt durch den ISAF-Einsatz in Kabul beschritten wird. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD])

Es gibt weitere Wege, die durchaus in eine Zivilgesellschaft hineinpassen und die andere Ansätze haben als die, die mit Militär zu tun haben. 

Ich habe die ganze Zeit darauf gewartet, wie man 
innerhalb dieser Debatte an die Regierung zumindest versteckte Vorwürfe richten kann. Davon haben wir dann auch hinreichend genug bekommen. Es ist schon schlimm, wenn in einem Zwischenruf von Verantwortungslosigkeit gesprochen wird. Ich würde mich dafür entschuldigen, dies überhaupt gesagt zu haben. 

(Zuruf des Abg. Michael Glos [CDU/CSU])

Es ist aber auch eine andere Art der Verharmlosung, wenn man eine Rede damit beginnt, anderen zu unterstellen, sie stimmten dem Einsatz nur zu, weil das in Kabul so eine Art Ferienbetreuung sei. Auch dies ist eine ziemlich heftige Unterstellung. Ich glaube nicht, dass die Kolleginnen und Kollegen von den Grünen nicht genauso in der Lage sind, Risiken einzuschätzen, wie jeder auf der 
Oppositionsbank dies kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Also, eine Ferienbetreuung ist das Ganze nicht.

Es ist auch nicht bequem, Enduring Freedom von ISAF zu trennen. Ich halte es militärisch aber für dringend notwendig, dass beide Mandate getrennt werden, denn beide Mandate haben verschiedene Aufträge. Damit sind wir beim militärischen Teil dieser Dinge. Als Reserveoffizier bin ich es gewohnt, nach Aufträgen zu handeln, die mir politisch gegeben werden.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sie haben sich als Offizier normal auch anständig anzuziehen!)

Die Trennung der beiden Mandate Enduring Freedom und ISAF ist dringend geboten, weil die Aufträge, die vergeben worden sind, völlig andere sind.

Enduring Freedom ist der Auftrag, der speziell der Terrorbekämpfung dient. ISAF ist ein Auftrag, um Stabilität zu gewähren. Diese Trennung bedeutet ein völlig anderes Verhalten auch für die Soldaten, bedeutet völlig andere Rules of Engagement und bedeutet eine völlig andere Bewertung ihrer Sicherheit. Die Unsicherheit in der Bewertung der Sicherheitslage besteht darin, dass die Sicherheit nicht militärisch bedroht ist, sondern durch eine Gesellschaft in Afghanistan, die in ihren zivilen Strukturen instabil ist, in ihren zivilen Strukturen bandenähnliche Einheiten, aber auch Fanatiker beinhaltet. Wer die Sicherheit der Bundeswehrsoldaten in Kabul gefährdet, ist nicht erkennbar. In einer militärischen Struktur wäre das erkennbar. Denn dann hätte man Kombattanten, man könnte sie schon allein an der Uniform erkennen; so kann man es eben nicht. 

Insofern ist den Soldaten zu danken, dass sie eigentlich keine echt militärische, sondern eine polizeiliche Aufgabe wahrnehmen. Es ist ihnen zu danken, dass sie diesen Auftrag mit großer Umsicht und vor allen Dingen mit einem guten, in sich ruhenden Selbstbewusstsein erfüllen und sich dort in keiner Art und Weise gefährden lassen.

Es ist ihnen zu danken, dass sie die Geduld haben, die Fortschritte, die erkennbar sind, abzusichern. Sie können das Ergebnis ihrer Arbeit nicht sofort sehen, sondern müssen sehr lange darauf warten, zum Beispiel darauf, dass sie durch eine selbstbewusste afghanische Polizei, die in Kabul Streife geht, abgelöst werden können, die die Soldaten letztlich ersetzen kann. Der Einsatz in Kabul ist ein Schlüsseleinsatz für eine künftige Sicherheit für das gesamte Land. Es braucht nicht die Frage gestellt zu werden, ob eine räumliche Ausdehnung des Einsatzes geschehen muss. Denn wenn Kabul sicher ist und von Kabul aus Sicherheit für das Land ausgehen kann, bekommt man demnächst auch die Sicherheit über das ganze Land. Ich hoffe, dass der Versuch der Amerikaner und der Briten – wie ich gelesen habe –, mit kleinen Einheiten in anderen Städten etwas zu bewegen, erfolgreich ist und damit weitere Sicherheit in das Land gebracht werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Insofern besteht kein Spannungsverhältnis zwischen 
Kabul und Afghanistan, sondern es geht um eine Entwicklung, die sich von Kabul aus auf Afghanistan erstrecken muss. Ohne Kabul ist dort nichts zu machen.

Der zweite Hinweis von Herrn Schmidt war in seiner Leichtigkeit und in seiner leise vorgetragenen Art beinahe perfide. Zu versuchen, das Verhalten der Bundesregierung in zwei verschiedenen Politikfeldern in einem Satz mit​ einander zu verknüpfen, ist leichtfertig. Die Frage der ​ Evakuierung und der selbstverständlichen NATO-Kameradschaftshilfe hat nichts mit dem zu tun, was möglicherweise in einem anderen Land geschehen soll. Heute wird in der Presse berichtet, dass noch nicht über einen Angriffsbefehl befunden worden ist. 

Ein Vergleich der beiden Vorhaben zeigt, dass beide sehr sauber und klar voneinander zu trennen sind. Das heißt, das Zusammenwirken mit den Amerikanern bei einem möglichen schnellen Abzug der Truppen hat nichts mit dem zu tun, was in einer anderen Region der Welt geplant ist. Ich halte es für selbstverständlich, dass die Truppen von Verbündeten, die im selben Land im Einsatz sind, gegenseitig die notwendige Hilfe leisten.

Die Soldaten in Kabul werden gebraucht, weil es dort keine zivilen Strukturen gibt. Ihr Einsatz ist nicht nur ein Ausdruck von Verteidigung, sondern Soldaten sind – um mit Bert Brecht zu sprechen – auch ein Ausdruck von eigener Souveränität. Wir sollten endlich damit aufhören, im Zusammenhang mit dem Thema Soldaten nur in Freund-Feind-Bildern zu denken. Vielmehr gibt es eine in sich ruhende, selbstverständliche Souveränität, die auch von Soldaten abgesichert werden kann und wird. Wenn die in Kabul eingesetzten Soldaten ein ähnliches Selbstverständnis haben sollten, dann wäre das auch im Sinne der inneren Führung und des Staatsbürgers in Uniform richtig.

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Jubel bei den ​ Grünen!)

Die Frage – um zum Ende zu kommen –, wie hoch das Risiko für die Soldaten ist, hat der versuchte Einbruch in das deutsche Lager beantwortet. Die Frage der Sicherheit kann nicht militärisch beantwortet werden, sondern sie kann nur nach zivilen Kriterien beurteilt werden. Denn es handelt sich nicht um einen echten militärischen Einsatz; vielmehr nehmen die Soldaten dort polizeiähnliche Aufgaben wahr. Die Unsicherheit und die Gefahren, mit denen die Soldaten konfrontiert sind, gehen nicht von formierten Truppen aus, sondern sie können von einem Individuum bzw. von einzelnen Gruppen oder Kriminellen in Kabul ausgehen. Die Soldaten sind allen Gefahren der bestehenden zivilen Strukturen ausgesetzt. Insofern besteht kein Widerspruch zu der Einschätzung der Lage in Kabul durch Minister Struck.

Ich habe den Kameradinnen und Kameraden in Kabul für ihre Geduld und Souveränität zu danken, mit denen sie ihren Auftrag wahrnehmen. Ich hoffe auch, dass die Soldatinnen und Soldaten ein ruhiges Weihnachtsfest und einen guten Jahreswechsel verleben und dass sie gesund und munter wieder nach Hause kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile dem Kollegen Günther Friedrich Nolting, FDP-Fraktion, das Wort.

Günther Friedrich Nolting (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Höfer, wir alle haben nichts gegen Zwischenrufe, aber es kommt schon auf die Qualität an.

(Beifall des Abg. Markus Meckel [SPD])

Wenn dem Kollegen Schmidt unterstellt wird, er wolle den Krieg – er wurde in der letzten Sitzung als „Kriegstreiber“ bezeichnet –,

(Zuruf von der FDP: Pfui!)

dann sollten Sie in der SPD-Fraktion einmal über Stil und den Umgang miteinander reden und darüber, wie Sie mit der Opposition verfahren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie sollten auch überlegen, wie verantwortungsvoll bzw. verantwortungslos Sie bei diesem Thema agieren. Das ist eine Frage des Stils, mit der Sie sich auseinander zu setzen haben.

(Widerspruch bei der SPD – Zuruf von der SPD: Was ist mit Ramsauer?)

Meine Damen und Herren, unsere Soldatinnen und Soldaten unterstützen den politischen Befriedungsprozess in Afghanistan mit militärischen Mitteln. Tagtäglich patrouillieren Soldaten verschiedenster Nationen durch Kabul und schützen durch Präsenz und mutiges Eingreifen die Arbeit der Übergangsregierung. Dabei riskieren sie ihr Leben. Ich denke, dafür gebührt ihnen unsere Hochachtung. Wie gefährlich dieser Auftrag ist, mussten wir gestern leider erfahren. Trotzdem gilt es, die Un​ terstützung durch Entsendung eines deutschen Bun​ deswehrkontingents fortzusetzen. Daher wird die FDP-Bundestagsfraktion dem Antrag der Bundesregierung zustimmen.

Anfang dieses Jahres waren sich der Kanzler und 
sein damaliger Verteidigungsminister darin einig, dass 
die Bundeswehr mit der Übernahme der internationalen Führungsrolle in Afghanistan überfordert wäre. Die FDP-Bundestagsfraktion hat das schon damals anders gesehen. Aber die Zeiten ändern sich. Ebenso schnell ändern sich die Auffassungen und Aussagen der Bundesregierung. Deutschland wird ab Februar des nächsten Jahres zusammen mit den Niederländern die Führungsrolle übernehmen und die deutsche Truppenpräsenz in Kabul auf bis zu 2500 Soldaten erhöhen. Das ist richtig und findet die Unterstützung der FDP-Bundestagsfraktion. 

(Beifall bei der FDP)

Der damals zitierte Personalmangel scheint auf wundersame Weise behoben zu sein. Aus anderen Gebieten wie Mazedonien und Kosovo werden Soldaten ab​ gezogen. Es sieht so aus, als ob nur so die Präsenz in Afgha​nistan gewährleistet werden kann. Dies ist aus unserer Sicht der falsche Weg. Richtig wäre es gewesen, die Bundeswehr schneller und konsequenter auf die neuen Anforderungen auszurichten. Dann hätten wir schon heute eine größere Zahl von einsatzbereiten Soldatinnen und Soldaten für die neuen Aufgaben der Bundeswehr. 

Die Einsicht, dass mehr einsatzbereite Soldaten für die vielfältigen Einsätze der Bundeswehr gebraucht werden, kam bei der Bundesregierung zu spät. Von Weitsicht und vorausschauendem Handeln ist nichts zu spüren. Die Bundesregierung ist Weltmeister im Reagieren. Das Agieren und das gestalterische Handeln hat sie nicht nur im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik aus ihrem Repertoire gestrichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie bei der CDU/CSU)

Wichtig ist nun, für die Beteiligten die Risiken des Einsatzes zu minimieren. So muss, einer Bedrohungs​ analyse folgend, zum Beispiel der Aktionsradius der Soldaten auf die Umgebung von Kabul ausgeweitet werden. Allein dadurch könnten die Gefahren, die aus den umliegenden Bergen drohen, frühzeitig erkannt und bekämpft werden. Der Kollege Niebel hat auf dieses Problem schon an anderer Stelle aufmerksam gemacht. 

(Beifall bei der FDP)

Es gibt eine ganze Reihe von anderen Fragen: Wie sieht es mit einem Notfallexit aus? Ist dieser überhaupt durchführbar? Wie schnell können unsere Soldaten und auch die Mitglieder der Nichtregierungsorganisationen aus dem Land herausgeholt werden, wenn es zu einer Verschlechterung der Lage in Afghanistan kommen sollte? 

Ich will einen weiteren Punkt ansprechen. Der Kollege Nachtwei hat auf die Notwendigkeit des Minenräumens hingewiesen. Ich frage mich allerdings, warum im aktuellen Regierungsentwurf nur noch rund 2,2 Millionen Euro enthalten sind, wohingegen für den Haushalt 2003 ein 
Bedarf von 11 Millionen Euro angemeldet wurde. Herr Bundesminister Fischer, Sie versuchen, große Reden zu halten, aber es folgen keine Taten. Hier wird reine Symbolpolitik praktiziert. Damit werden Sie Ihren Aufgaben nicht gerecht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. Nur mit angemessener Vor- und Umsicht kann dieser militärische Einsatz als ein Beitrag für einen dauerhaften Frieden gelten. Die Verantwortung, die mit einer Zustimmung zur Verlängerung des ISAF-Mandats verbunden ist, ist groß. Wir sind uns dessen bewusst. Wir werden zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile Kollegin Petra Pau das Wort.

Petra Pau (fraktionslos): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte vor allem einem Eindruck widersprechen, dem Eindruck, es handele sich heute um eine Routineentscheidung, dem Eindruck, etwas Begonnenes solle lediglich zu einem guten Ende geführt werden, und dem Eindruck, der Worte zu diesem Gegenstand seien genug gewechselt. Dieser Eindruck trügt und das soll er wohl auch. 

Das Afghanistanmandat soll verlängert werden, das deutsche Kontingent soll verdoppelt werden und die Bundeswehr soll eine Führungsrolle übernehmen. Das ist keine Routine. Das ist eine neue Qualität. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch 
[fraktionslos])

Rot-Grün begrüßt das alles. Die Opposition zur Rechten stimmt im Prinzip zu. Es bleibt die PDS im Bundestag. Wir lehnen das ab. Das macht den Unterschied.

Erinnern wir uns noch einmal: Ausgangspunkt der militärischen Afghanistanmission waren die furchtbaren Anschläge in den USA am 11. September 2001. Bin Laden und sein Netzwerk galten als Quelle des Terrors, 
Afghanistan als Hort der Planer weltweiter Verbrechen, die Drahtzieher des Terrors sollten dingfest gemacht und bestraft werden. Gemessen an diesem Ziel ist der Erfolg eher mäßig, weshalb Sie den Sinn der Militäroperation auch ständig umdeuten. Wir haben immer gesagt: Der Kampf gegen den Terrorismus lässt sich gewinnen, ein Krieg gegen den Terrorismus nicht. Sie haben den Krieg gewählt und wollen ihn nun ausweiten.

Reden wir doch einmal Klartext über die humane Mission, die Sie hier ständig bemühen: Die ARD hat am 
Mittwoch eine Reportage des irischen Journalisten Doran gesendet. Es ging dabei um Massaker und Kriegs​ verbrechen – geduldet von und verantwortet durch 
US-Militärs. Ich habe hier kein Wort von den Massakern in Afghanistan, die in dem Film dokumentiert sind, keine Widerrede zu den Menschenrechtsverletzungen, die im Namen der Menschenrechte begangen werden, keinerlei Kritik an den amerikanischen Verbündeten, die daran beteiligt sind, gehört. 

Hinzu kommt – ich zitiere Herrn Minister Struck –, dass Sie meinen: „Landesverteidigung findet heute weit außerhalb des Landes, zum Beispiel am Hindukusch, statt.“ Damit segeln Sie, Herr Verteidigungsminister, im kreuzgefährlichen Sog der neuen US-Doktrin. Sie kreuzen auf völkerrechtswidrigem Terrain. Sie tun das nicht nur mit Worten, sondern Sie richten die Bundeswehr entsprechend aus und die Bundesrepublik darauf ein. Auch das lehnt die PDS grundsätzlich ab.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch 
[fraktionslos])

Nun sagt Rot-Grün Ja zum Afghanistaneinsatz der Bundeswehr und zugleich Nein zu einer deutschen Beteiligung an einem Irakkrieg. Beides lässt sich aber weder geographisch noch militärisch trennen und im Übrigen auch nicht rechtlich. Oder wollen Sie mir ernsthaft das Bild vermitteln, dass dann, wenn die US-Armada auf den Irak losgelassen wird, sich die Kommandeure der deutschen Spürpanzer in Kuwait eine Scherpe mit der Aufschrift „Keine Gewalt!“ überstreifen, die deutschen Schiffe am Horn von Afrika eine weiße Fahne hissen und die deutschen AWACS-Flieger lediglich noch die Kollateralschäden zählen und bedauern? Das alles glauben Sie doch selbst nicht.

Die Gefahr, dass Deutschland erneut zündelt und auch Helfershelfer wird, ist daher riesengroß. Ohne Not und verantwortungslos hat die Bundesregierung Überflug- und andere Hoheitsrechte abgetreten, und zwar ausdrücklich auch für den Fall, dass die USA und andere NATO-Staaten einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen den Irak führen. Mein Kollege Wolfgang Gehrcke hat deshalb den Bundeskanzler nach §80 des Strafgesetzbuches bei der Bundesanwaltschaft angezeigt.

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Ihr ehemaliger 
Kollege!)

Es geht nämlich um den Amtseid, um das Friedensgebot im Grundgesetz und um eine friedliche Welt. Auch dieser Debatte versuchen Sie stillschweigend auszuweichen. 

Im heute diskutierten Antrag zum Afghanistaneinsatz heißt es lapidar, er koste 409,6 Millionen Euro und da-
für sei Vorsorge getroffen. Die Entwicklungsministerin Wieczorek-Zeul sprach unlängst über den Wiederaufbau in Afghanistan und sagte, dafür habe die Bundesregierung im Jahre 2002 insgesamt 126 Millionen Euro bereit​ gestellt. Rechnen Sie mit, liebe Kolleginnen und Kollegen: Das Verhältnis zwischen Militäreinsätzen und humanitärer Hilfe beträgt demnach vier zu eins zugunsten des Militärischen. Genau das beschreibt ein grundsätzliche Missverhältnis deutscher Politik. Wir kritisieren das. Auch deshalb sagt die PDS im Bundestag Nein.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch 
[fraktionslos])

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollegen Gert Weisskirchen.

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es schade, dass in den letzten Beiträgen zu dieser Debatte die Menschen in Afghanistan, die darauf warten, dass wir ihnen helfen, eigene Formen für ein selbstorganisiertes Leben zu entwickeln, hier leider nicht mehr zur Sprache gekommen sind. Ich finde das sehr schade.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich will auch sagen, warum: Afghanistan, das zwischen mächtigen Nachbarn eingezwängt ist und das so viele Jahrhunderte einen Weg zur Selbstbestimmung gesucht hat, hat zum ersten Mal nach einem ungeheuer schrecklichen Zeitraum von 23 Jahren, in dem ein Krieg dem anderen gefolgt ist und in dem das Land die Erfahrung gemacht hat, dass Mächtige von außen, die das Land zum Teil überfallen haben, Gewalt nach innen getragen haben und dass diese Gewalt im Innern aufgenommen und verstärkt worden ist – Brutalität und Gewalt bestimmen also das kollektive Gedächtnis der Menschen in Afghanistan –, die Chance, eine ganz andere Erfahrung zu machen. Dieses Land kann nämlich erfahren, dass Gewalt nicht von außen nach innen getragen sowie im Innern verstärkt, zeitlich verlängert und noch brutaler ausgeübt wird, sondern dass eine Chance von außen gegeben wird, dass Sicherheit von außen nach innen getragen wird. Nur so kann die Außenwelt als etwas verstanden werden, was die innere Entwicklung vorantreibt. Es ist entscheidend, dass die Menschen Sicherheit erfahren. Deshalb brauchen wir die ISAF und deshalb werden wir der dritten Verlängerung des Mandats zustimmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lieber Christian Schmidt, Sie haben die zentrale Frage – Sie haben sie leider nicht so beantwortet, wie die Menschen in Afghanistan das empfinden – angesprochen. Sie haben anzudeuten versucht, dass die Frage der Nationenbildung viel zu früh gestellt sei. Ich sage Ihnen: Nein, sie ist nicht zu früh gestellt. Jetzt ist sie vielmehr so gestellt, dass die Menschen selber die Arbeit in die Hand nehmen können. Ende Oktober fand in Kabul eine wunderbare 
Jugendkonferenz statt, die von der Bundesregierung, namentlich von Frau Ministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul, mitfinanziert wurde. Dort hatten sich 240 Jugendliche – davon waren 100 Mädchen – aus allen Landesteilen versammelt und haben darüber debattiert, wie die Zukunft des Landes aussehen soll. Sie haben zum ersten Mal – das berichten Beteiligte – die Erfahrung der Begegnung von Mädchen und Jungen im Rahmen eines Austauschs von unterschiedlichen Meinungen gemacht. Es hat eine lebhafte und kontroverse Debatte stattgefunden. Unterschied​ liche Gruppierungen aus allen Landesteilen haben mit​ einander gerungen und debattiert, um eine neue Basis für ein Afghanistan zu schaffen, das ein anderes Afghanistan ist, als es sich in vielen Jahren, besonders in den letzten, gezeigt hat. Ich finde, dass dies ein tolles Zeichen dafür ist, wie die Arbeit der internationalen Gemeinschaft und besonders der Bundesregierung mithilft, dass ein neues, ein anderes Afghanistan von unten, aus der Gesellschaft, heranwächst. Das neue Afghanistan nimmt das Leben in die eigene Hand.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Genau in zwei Tagen kann Hamid Karzai auf eine einjährige Präsidentschaft zurückblicken. In dieser Zeit hat sich in Afghanistan sehr viel zum Positiven verändert. Wir alle – darüber ist heute bereits gesprochen worden – kennen die Bedrohungssituation. Natürlich gibt es, Kollege Pflüger, noch immer Warlords in den unterschiedlichen Regionen um Kabul herum. Im Norden, Süden, Westen und Osten gibt es noch immer die Einflüsse von Mordbrennern, Verbrechern, Mafiosi und Kriegsfürsten, die genauso agieren, wie es – das gehört zu unserem kollektiven Gedächtnis – im Dreißigjährigen Krieg der Fall gewesen ist. 

Umso dringender und wichtiger ist es, dass die Zentralmacht in Kabul gestärkt wird. Natürlich ist zu Recht die Frage zu stellen, Christian Schmidt: Wie ist es mit der Sicherheit in Herat oder anderswo? Ich finde es auch gut, dass die USA nun endlich beginnen, dafür zu sorgen, dass zumindest kleine militärische Teams in die Regionen hi​ nausgehen und dadurch die Sicherheit über Kabul hinaus in die Regionen hineintragen. Das ist richtig, das ist notwendig und das ist sinnvoll. Wir sollten uns irgendwann später überlegen, was wir dazu beitragen können, sodass auch dies verändert werden kann.

Kollege Niebel, wir waren dort

(Dirk Niebel [FDP]: Jetzt glaubt mir das meine Frau wenigstens!)

und haben gesehen, wie zukunftsfreudig und hoffnungsvoll die Kinder an den Straßen beobachten, wie die Internationalen versuchen, dem Land zu helfen. Die Bundeswehr trägt zusammen mit den Nichtregierungsorganisationen dazu bei, diesen Menschen, den jungen zumal, Hoffnung zu geben. Ich bedanke mich dafür. Was dort im Auftrag der deutschen Bundesregierung geleistet wird, ist, finde ich, eine großartige Leistung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Hamid Karzai ist eine eindrucksvolle Persönlichkeit; wir haben es hier im Auswärtigen Ausschuss des Bundestages selbst erlebt. Es kommt nicht von ungefähr, was er, als wir dort gewesen sind, in einem offenen und auch durchaus kontroversen Gespräch zu Joschka Fischer über die Deutschen gesagt hat. Lieber Christian Schmidt, ich möchte gern, dass Sie das in dem Artikel von Peter Münch heute in der „Süddeutschen Zeitung“ nachlesen. Peter Münch hat ja nicht nur eine Überschrift geschrieben, sondern auch in der Substanz etwas gesagt. Er hat zum Beispiel Hamid Karzai wie folgt zitiert: „Wir vertrauen den Deutschen blind.“ Das ist, finde ich, eine wunderbare Erklärung dafür, dass es nötig ist, dass es sinnvoll ist, dass es auch politisch geboten ist, das dritte Mandat von ISAF zu unterstützen, zu verstärken und heute zu beschließen.

In der Tat: Es gibt ein Vertrauensverhältnis zwischen Afghanen und Deutschen. Es ist lange gewachsen. Dieses Vertrauensverhältnis ist eine feste Grundlage für die Hilfe. Das Goethe-Institut, die Armani-Oberschule und andere Schulen beispielsweise werden gebaut. Dort können Jungen und Mädchen gemeinsam eine neue Erfahrung machen, nämlich dass sie nicht von Geschlechts wegen getrennt werden, sondern gemeinsam lernen, ein Afghanistan aufzubauen, das ein anderes Bild zeigt, das der Welt zeigt: Dieses Land Afghanistan hat ein so starkes inneres Potenzial, so eine Fähigkeit, die Zukunft selber friedlich zu erobern, dass dieses Afghanistan auch wirklich unterstützt werden muss.

Wir Deutsche leisten unseren Beitrag dazu. Über die 80 Millionen Euro hinaus, die in diesem Jahr zugesagt worden sind, leistet Deutschland – es ist vorhin schon zitiert worden – allein in diesem Jahr 160 Millionen Euro dafür, dass Bildung neu aufgebaut wird und dass beispielsweise neue Schulbücher geschrieben werden. Das entspricht auch dem, was die UNESCO-Konferenz, die Jugendkonferenz, die ich schon angesprochen habe, beschlossen hat. Junge Menschen – ich zitiere das, was sie selbst beschlossen hat; das können Sie in ihrer Erklärung nachlesen, die sich an die Regierung, an die Gesellschaft und an die internationale Gemeinschaft richtet – wollen eine Erziehung ohne Vorurteile, eine Erziehung ohne Diskriminierung und eine Erziehung, die darauf gerichtet ist, dass sich die unterschiedlichen Gruppen in Afghanistan versöhnen. Das zeigt, dass die Zeichen – die Bundesrepublik Deutschland arbeitet ja mit den anderen 26 Nationen in ISAF zusammen – in der Gesellschaft aufgenommen werden. 

In zwei Tagen wird Hamid Karzai das zweite Jahr seiner Präsidentschaft erleben können. Am 22. Dezember 
– das möchte ich am Schluss sagen – wird nicht nur die Regierung Karzai auf ein Jahr guter Arbeit zurückblicken können, sondern es wird auch eine gemeinsame Erklärung von Afghanistan, Iran, Turkmenistan, Usbekistan, Tadschi​ kistan, China und Pakistan, also der Länder in der Region, geben. Sie werden eine gemeinsame Erklärung verabschieden, eine Freundschaftserklärung, in der die Nachbarn Afghanistans sagen: Wir möchten mit euch Afghanen zusammenarbeiten; wir wollen eine Freundschaftserklä​ rung abgeben. Wir wollen uns nicht mehr von außen in eure inneren Angelegenheiten einmischen. Wir wollen euch respektieren. 

Genau das ist der wichtige historische und qualitative Sprung, den Afghanistan braucht, damit es seine eigene selbstbestimmte Zukunft hat und damit die Menschen, insbesondere die jungen, die so lange so schreckliche Kriege haben erleiden müssen, sich jetzt selbst auf den Weg in eine neue Zukunft machen können. Ich bin froh, dass wir heute mit dem Beschluss dazu beitragen können, dass Afghanistan diesen Weg gehen kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich erteile das Wort dem Kollegen Ralf Brauksiepe, CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Ralf Brauksiepe (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der bisherige Erfolg des ISAF-Mandates ist bei allen Problemen, die es gibt, unbestreitbar. Das macht deutlich, dass die von der internationalen Staatengemeinschaft eingeschlagene Politik im Grundsatz richtig war und deswegen auch fortgesetzt werden sollte. An dieser Sachgerechtigkeit orientieren wir uns bei unserer Politik und nicht an den beschimpfenden Zwischenrufen, die hier von Rot-Grün kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

An diesen sachgerechten Fragen orientieren wir uns. Deswegen tragen wir dies mit.

Die beispielhaften Leistungen der Soldatinnen und Soldaten und die großen Opfer, die sie und ihre Familien bringen, sind schon angesprochen worden. Wir tun sicher gut daran, auch alle engagierten und couragierten Entwicklungshelferinnen und Entwicklungshelfer und alle Angehörigen der Hilfsorganisationen in diesen Dank ausdrücklich einzuschließen. Sie leisten ihren Einsatz unter mindestens ebenso großen Gefahren und Anstrengungen und haben unseren Respekt allseits verdient.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ohne den militärischen Erfolg der internationalen Staatengemeinschaft gegen das Talibanregime gäbe es gar keine Voraussetzung für eine erfolgreiche Entwicklungspolitik. Aber umgekehrt gilt auch: Wenn in Afghanistan keine erfolgreiche Entwicklungspolitik gelingt, kann auch aller militärischer Einsatz letztlich nicht erfolgreich sein. Die Bundeswehr wird umso mehr in Gefahr geraten, je weniger der Wiederaufbau funktioniert. Das ist für uns ein ganz wichtiges Thema. Es ist eigentlich schade, dass alle rot-grünen Entwicklungspolitiker in dieser Debatte schweigen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Entwicklungszusammenarbeit mit Afghanistan muss umfassend konzipiert sein und schnelle Wirksamkeit zeigen. Nur so erreichen wir eine rasche Besserung der wirtschaftlichen Situation zugunsten der verarmten Bevölkerung im Land. Dass es dabei auf afghanischer Seite, wo sämtliche notwendigen Institutionen von null an erst aufgebaut werden müssen, noch Probleme gibt, wird niemanden verwundern. 

Ärgerlich ist aber aus unserer Sicht, dass es auf der Geberseite offensichtlich immer noch an einem abgestimmten internationalen Wiederaufbaukonzept mangelt. Dieser Mangel fängt bei uns schon national bei den sattsam bekannten Abstimmungsproblemen zwischen dem Auswärtigen Amt und dem Entwicklungshilfeministerium an. Das muss dringend behoben werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir vermissen auch ein schlüssiges Konzept der Geberinstitutionen, wie es denn nun zu der ausgewogenen Entwicklung zwischen Kabul einerseits und den Provinzen des Landes andererseits, die immer angemahnt wird, kommen soll. Die Unterstützung für die Zentralregierung, die auch seitens unserer Bundesregierung immer wieder betont wird, ist sicher wichtig. Aber eine erfolgreiche und auf Dauer angelegte Entwicklungspolitik kann sich unserer Meinung nach darin nicht erschöpfen. Wir brauchen eine Vision, wie eine ausgewogene Struktur zwischen 
Kabul und dem Rest des Landes aussehen soll.

Der Sturz des Talibanregimes bietet endlich die Chance, dass Demokratieförderung, Frauenförderung und der Aufbau einer Zivilgesellschaft in Afghanistan vorankommen. Völlig unstrittig ist auch, dass gerade in der ersten Zeit eines solchen Einsatzes natürlich humanitäre Hilfe notwendig ist. Aber als Unionsfraktion sagen wir genauso klar: Wenn man die derzeitige afghanische Regierung gegenüber ihren internen Gegnern wirkungsvoll stützen will, dann braucht man auch schnelle und sichtbare Zeichen des Wiederaufbaus von Straßen und Brücken, der Strom- und Wasserversorgung, von Schulen, Krankenhäusern, Flughäfen usw.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP)

Das heißt, wir brauchen eine Belebung der Wirtschaft. Wir wissen, dass Sie, Rot-Grün, sich bei dem Thema Belebung der Wirtschaft auch anderswo schwer tun. Aber wir brauchen eine Belebung der Wirtschaft durch Investitionen in die materielle Infrastruktur. Wir brauchen Bauaktivitäten, die zumindest für eine Übergangszeit wichtige Einkommen bei den Menschen schaffen. Gerade Präsident Karzai hat darauf immer wieder drängend, zuletzt noch bei der Petersberg-Konferenz, hingewiesen. 

Ich glaube, die afghanische Regierung betont zu Recht, dass fehlende schnelle Fortschritte beim materiellen Wiederaufbau des Landes das Vertrauen in die Regierung unterminieren und den nach wie vor vorhandenen radikalen Kräften in die Hände spielen. Diese Sorge müssen wir ernst nehmen und jetzt, im zweiten Jahr dieses Einsatzes, auch unsere Prioritäten entsprechend auf diese harten Faktoren ausrichten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus vielen Berichten wissen wir, dass es zurzeit eine beachtliche Aufbruchstimmung in der Bevölkerung Afghanistans gibt, und zwar insbesondere in Kabul, zum Teil aber auch außerhalb der Hauptstadt. Allerdings beobachten wir auch mit Sorge, dass wirtschaftliche Aktivitäten im Lande zum Teil in die falsche Richtung gehen. 

Zwar blüht der Handel allenthalben wieder sehr stark. Aber noch wird im Land kaum etwas bzw. zu wenig produziert. Dort, wo produziert wird, geht die Entwicklung zum Teil in die falsche Richtung. Afghanistan spielt bekanntlich schon seit langem eine sehr unrühmliche Rolle beim Drogenanbau und beim internationalen Drogenhandel. Dieses Problem verschärft sich in letzter Zeit offenkundig. 

Im Entwicklungshilfeausschuss, aus dem ich dies berichten kann, haben wir dies in dieser Woche von der Bundesregierung selber gehört. Dort wurde uns berichtet, dass mittlerweile wieder 75 Prozent des europäischen Heroinmarktes, also drei Viertel, aus Afghanistan versorgt werden. Die Mohnernte ist in Afghanistan exorbitant ge​ stiegen. In diesem Jahr ist sie aktuellen Zahlen zufolge zehn- bis fünfzehnmal höher, als dies noch im letzten Jahr der Fall gewesen ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch eine alarmierende Entwicklung. Es ist völlig klar, dass der wirtschaftliche Wiederaufbau nicht von heute auf morgen gelingen kann. Es ist klar, dass er sich langsam vollzieht. Aber wenn man sich diesen Teil der Entwicklung ansieht, dann muss man sagen: Es geht nicht darum, dass die Entwicklung zu langsam ist. Vielmehr vollzieht sich hier eine rasante Entwicklung in die falsche Richtung. Die internationale Gebergemeinschaft muss geschlossen und entschlossen handeln und gegensteuern. Auch ist ein klares entwicklungspolitisches Konzept erforderlich, das die Anreize, in die illegale Drogenproduktion im Lande zu investieren, beseitigt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP)

Eine solche in sich geschlossene entwicklungspolitische Konzeption, die wir anmahnen, die wir aber bisher auch bei der Bundesregierung nicht sehen, wird auf absehbare Zeit militärisch abgesichert werden müssen. Auch hier darf man sich keinen Illusionen hingeben. Dies wird nicht das letzte Mal sein, dass wir über die Verlängerung des ISAF-Mandats zu entscheiden haben. Es wird noch einen langen Atem brauchen. Der entwicklungspolitische Weg, der gegangen werden muss, muss noch lange militärisch abgesichert bleiben. Deswegen findet der Antrag der Bundesregierung zur Verlängerung dieses Mandats heute unsere Zustimmung.

Wir wünschen den Soldatinnen und Soldaten, ihren Familien und allen, die sich in diesem Land in Hilfsorganisationen engagieren, viel Erfolg bei ihrem Einsatz und Gottes Segen für ihre Arbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss​ empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 15/223 zu dem Antrag der Bundesregierung zur „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz einer Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afghanistan“. Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 15/128 anzunehmen. Es ist namentliche Abstimmung verlangt worden. Zur Abstimmung liegt eine persönliche Erklärung des Kollegen Börnsen vor.1
Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Ist das geschehen? – Das ist der Fall. Ich eröffne die Abstimmung. 

Hat eine anwesende Kollegin oder ein anwesender Kollege seine Stimme noch nicht abgegeben? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung wird Ihnen später bekannt gegeben.1

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz einer Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afghanistan“ bekannt. Abgegebene Stimmen 576. Mit Ja haben gestimmt 565. Mit Nein haben gestimmt 9. Enthaltungen 2. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen. 
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Anlage 2

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU) zur Abstimmung über den Antrag „Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz einer Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afghanistan“ auf Grundlage der Resolutionen 1386 (2001) vom 20. Dezember 2001, 1413 (2002) vom 23. Mai 2002 und 1444 (2002) vom 27. November 2002 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (Drucksachen 15/128, 15/223 und 15/231)

Zum Antrag der Bundesregierung erkläre ich: Mit der Fortsetzung der aktiven Beteiligung der Bundeswehr bei ISTAF zementieren wir den von der Regierung Schröder/
Fischer begonnenen Weg der Militarisierung der Politik. Die Politik muss den Vorrang haben, nicht der militärische Ansatz.

Es fehlt eine wirkliche Friedensperspektive für Afghanistan. Unsere Bundeswehr ist im Prinzip und in ihrer Tradition eine Verteidigungs-, keine Angriffsstreitmacht. Ihre Anwesenheit hat in Afghanistan keine Berechtigung, sie ist nicht im unmittelbaren deutschen Interesse. Das Risiko unserer Soldaten, die dort ihren Dienst tun, ist nach meiner Meinung unvertretbar, ihr Abzug ist unverzüglich vorzunehmen.

Fragwürdig werden humanitäre Ziele, wenn sie militärisch durchgesetzt werden. Es erschüttert, wenn man erfährt, dass die Zahl der getöteten afghanischen Zivilis​ ten die der Opfer des 11. September in den USA deutlich übersteigt. Der Krieg in Afghanistan läuft leer, es ist Zeit, auszusteigen. Das gilt auch für die Truppenkontingente in Usbekistan, Kuwait, Kenia und Dschibuti. Über 2 Mil​ liar​ den kostet die Bundesrepublik der Anti-Terror-Einsatz, ohne dass die internationale Mitwirkungspflicht verfassungsrechtlich ausreichend begründet ist. Auch deshalb sage ich Nein.





















































































































































































































































